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Jens-Peter Schneider 
Verwaltungsrecht in Europa: 
Einleitende Bemerkungen zur Verwaltungsrechts-
vergleichung 

A. Traditionen 

Rechtsvergleichung hat Tradition. Dies gilt vor allem für das Privatrecht. 
Aber auch im Öffentlichen Recht und speziell im Verwaltungsrecht spielte 
die Rechtsvergleichung seit dem Beginn des 19. Jahrhunderts eine wichtige 
Rolle in der Rechtsentwicklung Deutschlands wie auch anderer Nationen. 
Allerdings motivierte die Rechtsvergleicher des 19. Jahrhundert mit wenigen 
Ausnahmen1 nicht die Idee einer europäischen Integration, sondern entweder 
das Ziel der nationalen Selbstvergewisserung durch Abgrenzung von auslän-
dischen Rechtsordnungen2 oder das Streben nach einer erst noch zu gewin-
nenden nationalen Rechtseinheit als Faktor der gesellschaftlichen und politi-
schen Identitätsbildung als Nation3.  

Letzteres war besonders im zersplitterten Deutschland zu beobachten. Da-
bei waren mit der innerdeutschen und der auslandsrechtlichen zwei Varianten 
der Rechtsvergleichung zu unterscheiden4. Die erste diente der Erkenntnis 
der bereits vorhandenen Rechtseinheit oder deren Vertiefung. Die zweite 
wurde häufig mit dem rechtspolitischen Impetus einer weiteren deutschen 
Rechtsharmonisierung und Fortentwicklung des deutschen Rechts betrieben. 
So war die Darstellung der englischen Verwaltungsorganisation etwa für R. 
von Gneist die Basis für seine Reformvorschläge zur kommunalen Selbst-

             
1 Zu diesen Ausnahmen gehörte insb. L. von Stein, Handbuch der Verwaltungslehre 

und des Verwaltungsrechts, mit Vergleichung der Literatur und Gesetzgebung von 
Frankreich, England und Deutschland, 2. Aufl., Stuttgart 1976, z.B. S. 86; s. auch 
E.V. Heyen, JEV 8 (1996), 163, 172. 

2 Beispielhaft hierfür ist die Ablehnung der Idee eines eigenständigen Verwaltungs-
rechts für das englische common law in Abgrenzung zum – teilweise missverstan-
denen oder in seinem damals aktuellen Fortentwicklungsstand nicht korrekt darge-
stellten – französischen droit administratif durch A.V. Dicey, Introduction to the 
Study of the Law of the Constitution, London 1885 (in der 8. Aufl. von 1915, 
 S. 213 ff.). 

3 E.V. Heyen, JEV 8 (1996), 163 ff., zusammenfassend 188 f. 
4 Hierzu Chr. Starck, JZ 1997, 1021 ff. 
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verwaltung5. Allerdings zeigte sich, dass seine Darstellung nicht immer ge-
nauerer Analyse standhielt, sondern sich teilweise als Idealisierung der zum 
Vorbild genommenen englischen Verhältnisse erwies.  

In betonter Abgrenzung hierzu bemühte sich die öffentlichrechtliche 
Rechtsvergleichung am Ende des 19. Jahrhunderts um deskriptive Distanz. 
Damit verband sich bei Julius Hatschek die Vorstellung, dass Rechtsverglei-
chung weniger auf die »Aufdeckung von Gleichheiten« als vielmehr der 
historisch zu erklärenden »Verschiedenheiten im Rechtssystem« gerichtet 
sei6. Während sein Fokus sich auf England richtete, hatte Otto Mayer zuvor 
seine intime Kenntnis des französischen Rechts als Inspiration für seine wir-
kungsmächtige Konstruktion des liberalen deutschen Verwaltungsrechts 
genutzt. Viele der für ihn zentralen Begriffe und Institute ließen zwar deutli-
che Parallelen zu den ihm vertrauten französischen Vorbildern erkennen und 
er wies mehrfach auf den höheren Entwicklungsstand der französischen 
Verwaltungsrechtswissenschaft hin. Gleichwohl behielt Mayer eine gewisse 
kritische Distanz. Vorzüge der deutschen Verwaltungsrechtswissenschaft 
erkannte er in ihrem Bemühen um wissenschaftliche Systematisierung. Fer-
ner sind bei seiner Begriffsbildung im Detail durchaus bedeutsame Unter-
schiede festzustellen und die grundlegenden Differenzen im Verständnis des 
Verhältnisses von Justiz und Verwaltung, die nach damaliger französischer 
Perspektive strikt zu trennen waren, wurden von Mayer nicht verschwiegen, 
sondern klar herausgearbeitet. Seinem Anspruch nach gab er trotz aller fran-
zösischen Inspiration das deutsche Verwaltungsrecht in seiner spezifischen 
und in der Rechtsrealität nachweisbaren Eigenartigkeit wieder7. 

Die deutsche Verwaltungsrechtsvergleichung des 19. Jahrhunderts war 
somit durch ein variables Wechselspiel von Fremdwahrnehmung und Selbst-
wahrnehmung geprägt, wobei auf beiden Ebenen beachtliche Stilisierungs-
momente zu beobachten waren8. Welche Richtung diese Stilisierung ein-
schlug, hing wesentlich von der Funktion ab, mit der die jeweiligen Autoren 
Rechtsvergleichung betrieben. Auf diese Funktionen ist noch näher einzuge-
hen (s. unten C.). 

             
5 S. die zusammenfassende Darstellung der Schriften v. Gneists bei E.V. Heyen, JEV 

8 (1996), 163, 175 ff. 
6 J. Hatschek, Englisches Staatsrecht, mit Berücksichtigung der für Schottland und 

Irland geltenden Sonderheiten, Band I: Die Verfassung, Tübingen 1905, S. 33. 
7 Vgl. zusammenfassend E. V. Heyen, JEV 8 (1996), 163, 181 ff. 
8 E.V. Heyen, JEV 8 (1996), 163, 188 f. 
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B. Aktuelle Bedeutung der Verwaltungsrechts-
vergleichung 

In der derzeitigen Entwicklungsphase des öffentlichen Rechts, die durch 
seine systemprägende oder zumindest systemirritierende Europäisierung ge-
prägt ist9, ist der Bedarf an rechtsvergleichenden Kenntnissen enorm gewach-
sen. Hier seien zwei Teilentwicklungen besonders erwähnt. Die eine betrifft 
den Beitritt neuer Mitgliedstaaten mit einer langjährigen Unterbrechung 
demokratischer und rechtsstaatlicher Traditionen, die andere den sogenannten 
Europäischen Verwaltungsverbund. 

Viele der neuen Beitrittsstaaten haben in den vergangenen Jahren eine 
umstürzende Transformation ihrer wirtschaftlichen, politischen und rechtli-
chen Verhältnisse erlebt. Ein Kernanliegen bestand dabei in der Gestaltung 
und Weiterentwicklung einer demokratischen und rechtsstaatlichen Standards 
genügenden Verwaltung. Bei der Suche nach Vorbildern waren diese Staaten 
offen für die Übernahme eines europäischen Verwaltungsmodells. Sie muss-
ten dabei erkennen, dass es ein solches jedoch nicht gibt, sondern Ratschläge 
in der Regel durch die nationale Herkunft der jeweiligen Berater geprägt 
waren. Für eine weitere positive Entwicklung in Mittel-Osteuropa wäre es 
daher höchst wünschenswert, wenn durch eine fundierte Rechtsvergleichung 
ermittelt würde, inwieweit zumindest in Teilbereichen Ansätze für ein ge-
meineuropäisches Verwaltungsmodell bestehen. Dies würde im Übrigen auch 
jenseits Europas eine unangefochtene Dominanz US-amerikanischer Rechts-
importe verhindern. 

Noch direkter resultiert ein Bedarf für europäische Rechtsvergleichung 
aus den Entwicklungen, die mit dem Begriff des Verwaltungsverbunds um-
schrieben werden10. Europäische Sekundärrechtsetzung zielt seit einigen 

             
9 E. Schmidt-Aßmann, Strukturen des Europäischen Verwaltungsrechts: Einleitende 

Problemskizze, in: ders./W. Hoffmann-Riem (Hrsg.), Strukturen des Europäischen 
Verwaltungsrechts, Baden-Baden 1999, S. 9, 10 ff.; F. Schoch, Die Verwaltung 
Beiheft 2/1999, 135, 148 ff.; R. Wahl, Herausforderungen und Antworten: Das Öf-
fentliche Recht der letzten fünf Jahrzehnte, Berlin 2006, S. 94 ff. 

10 E. Schmidt-Aßmann, Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 2. Aufl., 
Berlin 2004, Tz. 1/63, 67; E. Schmidt-Aßmann/B. Schöndorf-Haubold (Hrsg.), 
Der Europäische Verwaltungsverbund, Tübingen 2005; A. v. Bogdandy, Suprana-
tionaler Föderalismus als Wirklichkeit und Idee einer neuen Herrschaftsform, Ba-
den-Baden 1999, insb. S. 17 ff.; J.-P. Schneider, Zeitschrift für Wettbewerbsrecht 
2003, 404 ff.; s. auch die Beiträge in: J.-P. Schneider/P.-Chr. Müller-
Graff/J. Schwarze (Hrsg.), Vollzug des Europäischen Wirtschaftsrechts zwischen 



Jens-Peter Schneider 

28 

Jahren nicht mehr auf Detailharmonisierung, sondern beruht zunehmend auf 
einer Kopplung von europäischen Mindeststandards, dem Rückgriff auf nati-
onales Recht im nichtharmonisierten Bereich und mehr oder minder ausge-
prägten Pflichten zur Anerkennung ausländischer Standards und Entschei-
dungen. Die fehlende Sachrechtsharmonisierung wird hierbei vielfach durch 
verfahrensrechtliche Arrangements zur grenz- oder ebenenüberschreitenden 
administrativen Normkonkretisierung oder Entscheidungsanerkennung sub-
stituiert. Es finden sich dazu gemeinschaftsrechtliche Pflichten zur Anerken-
nung ausländischer Verwaltungsentscheidungen, die ihrerseits auf der Be-
rücksichtigung ausländischer Stellungnahmen in horizontalen Konsultations-
verfahren beruhen. Zudem wird die ursprünglich klare Trennung von 
mitgliedstaatlichem oder kommissionseigenem Vollzug europäischen Rechts 
durch verschiedene Instrumente vertikaler Abstimmung und Verkopplung 
von Verwaltungsentscheidungen überlagert. Meinungsverschiedenheiten 
beim (»dezentralen«) Vollzug durch die Mitgliedstaaten werden in Diver-
genzbereinigungs- bzw. Stichentscheidverfahren auf die Kommissionsebene 
gehoben, wobei die Mitgliedstaaten über die Komitologieverfahren und in 
letzter Instanz im Rat beteiligt bleiben. Umgekehrt werden die Mitgliedstaa-
ten beim unionseigenen (»zentralen«) Vollzug durch die Kommission über 
Komitologieverfahren und subsidiäre Letztentscheidungskompetenzen des 
Rates einbezogen. Schließlich gibt es gestufte Verfahrensarrangements mit 
aufeinander aufbauenden Entscheidungen von Gemeinschaftsorganen und 
nationalen Behörden. Ohne ein besseres Verständnis der sich wechselseitig 
überlagernden oder beeinflussenden Verwaltungsrechtsordnungen, werden 
weder die Verwaltungsakteure noch die Betroffenen ihre Befugnisse oder 
Rechte mit der notwendigen Sicherheit wahrnehmen können. Kommt es zu 
Friktionen in der Verfahrenseffizienz, der demokratischen Legitimation oder 
im rechtsstaatlich gebotenen Rechtsschutz, kann dies die Akzeptanz der Ver-
bundverfahren erheblich beeinträchtigen oder grundsätzlich in Frage stellen. 

 
 
 

                                         
Zentralisierung und Dezentralisierung, XVIII. Kolloquium der Wissenschaftlichen 
Gesellschaft für Europarecht am 26. November 2004, Europarecht Beiheft 2/2005. 
S. ferner: P.-M. Huber, Das Kooperationsverhältnis von Kommission und nationa-
len Verwaltungen beim Vollzug des Unionsrechts, in: FS-Brohm, München 2002, 
S. 127 ff.  
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C. Funktionen der Rechtsvergleichung 

Für die Rechtsvergleichung im 19. Jahrhundert hat Heyen mehrere wir-
kungsmächtige Funktionen herausgearbeitet, die für die Autoren jeweils 
unterschiedlich bedeutsam waren11: 
– Informationsfunktion, 
– Variations- und Optimierungsfunktion: Erkundung rechtlicher Lösungsal-

ternativen und ggf. die Identifikation der für das eigene Land besten Lö-
sung als Basis rechtspolitischer Empfehlungen, 

– Prognose- und Bewertungsfunktion mit Blick auf künftige Rechtsentwick-
lungen, 

– Harmonisierungsfunktion: Rechtsvergleichung zur Überwindung nationa-
ler oder europäischer Rechtsvielfalt, 

– Kontrollfunktion: Beobachtung der nationalen Rivalen, mit dem Ziel im 
Konkurrenzkampf, dem eigenen Land Vorteile zu verschaffen. 

– Identifikationsfunktion: Herausbildung oder Stützung der eigenen nationa-
len Identität. 
Für die heutige Situation einer langjährigen und inzwischen intensiven eu-

ropäischen Integration sind diese Funktionen zu variieren12.  
Noch gestiegen in ihrer Bedeutung ist (1.) die schlichte Informationsfunk-

tion. Dies gilt angesichts der vielfach beschriebenen Europäisierung der 
Rechtsordnungen zunächst hinsichtlich des Ziels einer Mehrung rechtsver-
gleichenden Wissens als einer Form freier rechtswissenschaftlicher Grundla-
genforschung. Mindestens ebenso bedeutsam ist die Rechtsvergleichung als 
Hilfsmittel für Rechtspraktiker, die aufgrund der zunehmenden grenzüber-
schreitenden Aktivitäten von Bürgern und Unternehmen mit Rechtsfragen 
aus anderen Ländern konfrontiert werden.  

Mit dem Unions- und Gemeinschaftsrecht ist (2.) eine Rechtsordnung hin-
zugekommen, die vielfach ausdrücklich auf die gemeinsamen Rechtstradi-
tionen der Mitgliedstaaten verweist, bei ihrer eigenen Sekundärrechtsetzung 
vom Erfahrungsschatz der nationalen Rechtsordnungen profitieren kann oder 
zumindest die Wechselwirkungen mit nationalen Rechtsbeständen und  
-traditionen einkalkulieren sollte.  

             
11 E.V. Heyen, JEV 8 (1996), 163, 188. 
12 Zum Folgenden Chr. Starck, JZ 1997, 1021, 1023 ff.; s. ferner unter Rückgriff auf 

die privatrechtliche Diskussion: J.-P. Schneider, Regulation and Europeanisation 
as Key Patterns of Change in Administrative Law, in: M. Ruffert (ed.), The Trans-
formation of Administrative Law in Europe, München 2007, S. 309, 321 ff. 
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Zugleich sind die nationalen Rechtsetzer (3.) gut beraten, die Pflege und 
Fortentwicklungen ihrer eigenen Rechtsordnungen stets in gesamteuropä-
ischer Reflexion zu betreiben. Durch den Binnenmarkt hat sich der Standort-
wettbewerb zwischen den Jurisdiktionen verschärft, so dass zusätzliche Op-
timierungszwänge entstanden sind. Rechtsvergleichung ist eine Methode 
eines informierten Institutionenvergleichs. Jedenfalls kann Rechtsverglei-
chung sicherstellen, dass nationale Rechtsordnungen eine heute wünschens-
werte oder gar gemeinschaftsrechtlich gebotene Integrationsoffenheit bewah-
ren bzw. entwickeln.  

Eine weitere Vertiefung der europäischen Integration wird (4.) nicht ohne 
eine Stärkung eines europäischen Rechtsbewusstseins und Rechtsvertrauens 
gelingen. Diese Notwendigkeit bezieht sich sowohl auf die Gemeinschafts-
rechtsordnung als auch die nationalen Rechtsordnungen. Im Europäischen 
Verwaltungsverbund, mit seinen für ihn kennzeichnenden vertikalen und 
horizontalen Verknüpfungen, gewinnen nämlich beide Ebenen eine bisher 
unbekannte Bedeutung. Ohne Vertrauen in die Verwaltungsbeiträge ausländi-
scher oder europäischer Verwaltungen werden die nationalen Verwaltungs-
rechtsordnungen ihren Eigenstand betonen und sich gegen solche Beiträge 
sperren. Der Ausgangspunkt jedes Vertrauens ist das wechselseitige Kennen 
und Verstehen. 

 
 
 
 

D. Formen der Rechtsvergleichung 

Es lassen sich drei Formen der Rechtsvergleichung unterschieden: die 
dogmatische Auslandsrechtskunde, die funktionale Rechtsvergleichung und 
die integrative Rechtsvergleichung.  

Die dogmatische Auslandsrechtskunde ist der erste Schritt der Rechtsver-
gleichung und zielt entweder auf die Darstellung einzelner Rechtsinstitute 
bzw. von Lösungen für konkrete Rechtsprobleme (Mikrovergleichung) oder 
auf die Analyse ganzer Rechtsordnungen bzw. wesentlicher Rechtsgebiete 
(Makrovergleichung). Vertieft werden kann die dogmatische Auslandsrechts-
kunde durch eine kulturwissenschaftliche, insbesondere rechtshistorische 
Fundierung. 

Die zweite Stufe ist die funktionale Rechtsvergleichung, die nach funktio-
nalen Äquivalenten der rechtlichen Steuerung zur Lösung von zwei oder 
mehreren Rechtsordnungen gemeinsamen Rechtsproblemen sucht. Die Ab-


